
 
Geschäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung und die Ausschüsse der Stadt Linden 

- Entwurf vom 22.10.2018 - 

 

 

Alte Fassung Neue Fassung 

 
Aufgrund der §§ 60 Abs. 1, 62 Abs. 5 der Hessischen Gemein-
deordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 07. März 
2005 (GVBl. I S. 142) zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. 
Dezember 2015 (GVBl. S. 618) hat sich die Stadtverordneten-
versammlung der Stadt Linden durch Beschluss vom 13. De-
zember 2016 folgende Geschäftsordnung gegeben. 
 

 
Aufgrund der §§ 60 Abs. 1, 62 Abs. 5 der Hessischen Gemein-
deordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 07. März 
2005 (GVBl. I S. 142) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 21. Juni 2018 (GVBl. S. 291) hat sich die Stadtver-
ordnetenversammlung der Stadt Linden durch Beschluss vom 
06. November 2018 folgende Geschäftsordnung gegeben. 
 

§ 5  
Ordnungswidrigkeiten 
 
Verstöße gegen die in §§ 1, 3 und 4 geregelten Pflichten zeigt 
die oder der Vorsitzende der Aufsichtsbehörde an, um ein Ord-
nungswidrigkeitenverfahren nach § 24 a HGO zu erwirken.  

§ 5  
Ordnungswidrigkeiten 
 
Verstöße gegen die in §§ 1, 3 und 4 geregelten Pflichten zeigt 
die oder der Vorsitzende dem Magistrat an, um ein Ordnungs-
widrigkeitenverfahren nach § 24 a HGO zu erwirken.  

§ 9  
Einberufen der Sitzungen 
 
(1) Die oder der Vorsitzende der Stadtverordnetenversamm-

lung beruft die Stadtverordneten zu den Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung so oft es die Geschäfte er-
fordern, jedoch mindestens sechs Mal im Jahr. Eine Sit-
zung muss unverzüglich einberufen werden, wenn es ein 
Viertel der Stadtverordneten, der Magistrat oder die Bür-
germeisterin bzw. der Bürgermeister unter Angabe der zur 
Verhandlung zu stellenden Gegenstände verlangt und die 
Verhandlungsgegenstände zur Zuständigkeit der Stadt Lin-
den und hier der Stadtverordnetenversammlung gehören; 

§ 9  
Einberufen der Sitzungen 
 
(1) Die oder der Vorsitzende der Stadtverordnetenversamm-

lung beruft die Stadtverordneten zu den Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung so oft es die Geschäfte er-
fordern ein, jedoch mindestens sechs Mal im Jahr. Eine 
Sitzung muss unverzüglich einberufen werden, wenn es ein 
Viertel der Stadtverordneten, der Magistrat oder die Bür-
germeisterin bzw. der Bürgermeister unter Angabe der zur 
Verhandlung zu stellenden Gegenstände verlangt und die 
Verhandlungsgegenstände zur Zuständigkeit der Stadt Lin-
den und hier der Stadtverordnetenversammlung gehören; 
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die Stadtverordneten haben eigenhändig zu unterzeichnen. 
 

(2) Die Tagesordnung und der Zeitpunkt der Sitzung werden 
von der oder dem Vorsitzenden im Benehmen mit dem Ma-
gistrat festgesetzt. Die oder der Vorsitzende hat Anträge, 
die den Anforderungen des § 12 genügen und in die Zu-
ständigkeit der Stadtverordnetenversammlung fallen, auf 
die Tagesordnung zu setzen.  

 
 
 
(3)  Einberufen wird mit schriftlicher Ladung an alle Stadtver-

ordneten und den Magistrat. Darin sind Zeit, Ort und Ta-
gesordnung der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
anzugeben. Die Schriftform kann durch die  
elektronische Form ersetzt werden, soweit der oder dem 
Vorsitzenden eine schriftliche Einverständniserklärung un-
ter Angabe der E-Mail-Adresse vorliegt.  
Mit dem Einberufen der Sitzung veranlasst der oder die 
Vorsitzende auch die unverzügliche Einstellung der vorlie-
genden Anträge/Beschlussvorlagen einschließlich ihrer Be-
gründung auf der Homepage der Stadt Linden. 

die Stadtverordneten haben eigenhändig zu unterzeichnen. 
 

(2) Die Tagesordnung und der Zeitpunkt der Sitzung werden 
von der oder dem Vorsitzenden im Benehmen mit dem Ma-
gistrat festgesetzt. Die oder der Vorsitzende hat Anträge, 
die den Anforderungen des § 12 der Geschäftsordnung für 
die Stadtverordnetenversammlung und die Ausschüsse der 
Stadt Linden genügen und in die Zuständigkeit der Stadt-
verordnetenversammlung fallen, auf die Tagesordnung zu 
setzen.  

 
(3) Einberufen wird mit einer über das Ratsinformationssystem 

generierten Ladung an alle Stadtverordneten und den Ma-
gistrat. Darin sind Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung 
der Stadtverordnetenversammlung anzugeben. Die Ladung 
über das Ratsinformationssystem kann durch die Schrift-
form ersetzt werden. Mit dem Einberufen der Sitzung ver-
anlasst der oder die Vorsitzende auch die unverzügliche 
Einstellung der vorliegenden Anträge / Beschlussvorlagen 
einschließlich ihrer Begründung auf der Homepage der 
Stadt Linden. 

§ 11 
Vorsitz und Stellvertretung 
 
(2) Die oder der  Vorsitzende hat nach Eröffnung der Sitzung 

festzustellen, ob Einwendungen gegen die Tagesordnung 
bestehen. Sie oder er handhabt die Ordnung in der Sitzung 
und übt das Hausrecht i. S. v. §§ 27, 28 aus. 

§ 11 
Vorsitz und Stellvertretung 
 
(2) Die oder der  Vorsitzende hat nach Eröffnung der Sitzung 

festzustellen, ob Einwendungen gegen die Tagesordnung 
bestehen. Sie oder er handhabt die Ordnung in der Sitzung 
und übt das Hausrecht gemäß den §§ 27, 28 der Ge-
schäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung und 
die Ausschüsse der Stadt Linden aus. 

§ 12 
Anträge 
 
(2) Anträge sind nur in Angelegenheiten zulässig, für deren 

Entscheidung die Stadtverordnetenversammlung zuständig 

§ 12 
Anträge 
 
(2) Anträge sind nur in Angelegenheiten zulässig, für deren 

Entscheidung die Stadtverordnetenversammlung zuständig 



ist. Anträge müssen begründet sein und eine klare für die 
Verwaltung ausführbare Anweisung enthalten. Beschluss-
vorschlag und Begründung sind voneinander zu trennen. 
Die Antragstellerin oder der Antragsteller müssen bestim-
men, ob der Antrag vor der Sitzung der Stadtverordneten-
versammlung im zuständigen Ausschuss behandelt werden 
soll. 
 
 
 
 
 

(3) Anträge sind schriftlich und von der Antragstellerin oder 
vom Antragsteller unterzeichnet bei der oder dem Vorsit-
zenden der Stadtverordnetenversammlung oder bei einer 
von der oder dem Vorsitzenden der Stadtverordnetenver-
sammlung zu bestimmenden Person in der Verwaltung ein-
zureichen. Eine Antragstellung durch Fax, Computerfax 
und E-Mail ist ausreichend. Bei Anträgen von Fraktionen 
genügt - außer im Falle des § 56 Abs. 1 Satz 2 HGO - die 
Unterschrift der oder des Vorsitzenden oder ihrer oder sei-
ner Stellvertretung.  Zwischen dem Zugang der Anträge bei 
der oder dem Vorsitzenden und dem Sitzungstag müssen 
mindestens 14 volle Kalendertage liegen. Dies gilt auch für 
Anträge des Magistrats und der Bürgermeisterin oder des 
Bürgermeisters. Alle Anträge mit den dazugehörigen Unter-
lagen werden spätestens mit der Ladung zur Sitzung je-
der/jedem Stadtverordneten zugeleitet. 

 
(6) Ist die Anhörung des Ausländerbeirates, der Jugendvertre-

tung und/oder des Seniorenbeirates erforderlich, bevor die 
Stadtverordnetenversammlung entscheidet, so leitet die 
oder der Vorsitzende diese unverzüglich nach Eingang des 
Antrages ein. Die oder der Vorsitzende setzt dem Auslän-
derbeirat, der Jugendvertretung und/oder dem Seniorenbei-
rat eine Frist zur Stellungnahme. Dabei sind die §§ 34, 35 

ist. Anträge müssen begründet sein und eine klare für die 
Verwaltung ausführbare Anweisung enthalten. Beschluss-
vorschlag und Begründung sind voneinander zu trennen. 
Die Anträge werden grundsätzlich in den der Stadtverord-
netenversammlung zuvor tagenden Ausschüsse behandelt; 
es sei denn, die Antragstellerin oder der Antragsteller bean-
tragen eine andere Abfolge. Soweit die Antragstellerin oder 
der Antragsteller keinen für den Antrag zuständigen Fach-
ausschuss benennt, bestimmt die oder der Vorsitzende der 
Stadtverordnetenversammlung den zuständigen Aus-
schuss. 
 

(3) Anträge sind schriftlich und von der Antragstellerin oder 
vom Antragsteller unterzeichnet bei der oder dem Vorsit-
zenden der Stadtverordnetenversammlung einzureichen. 
Eine Antragstellung durch E-Mail ist ausreichend. Bei An-
trägen von Fraktionen genügt - außer im Falle des § 56 
Abs. 1 Satz 2 HGO - die Unterschrift der oder des Vorsit-
zenden oder ihrer oder seiner Stellvertretung.  Zwischen 
dem Zugang der Anträge bei der oder dem Vorsitzenden 
und dem Sitzungstag müssen mindestens 14 volle Kalen-
dertage liegen. Dies gilt auch für Anträge des Magistrats 
und der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters. Alle An-
träge mit den dazugehörigen Unterlagen gehen spätestens 
mit der Ladung zur Sitzung jeder / jedem Stadtverordneten 
zu.  

 
 
 
(6) Ist die Anhörung des Ausländerbeirates, der Jugendvertre-

tung und/oder des Seniorenbeirates erforderlich, bevor die 
Stadtverordnetenversammlung entscheidet, so leitet die 
oder der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung 
unverzüglich nach Eingang des Antrages diesen an die be-
treffende/n Vertretung / Beiräte weiter. Die oder der Vorsit-
zende der Stadtverordnetenversammlung setzt eine Frist 



und 36 zu beachten. 
 
 
 
(7) Während der Sitzung sind mündliche Anträge im Sinne von 

§ 15 Abs. 2 und Abs. 3 zulässig, diese sind in die Nieder-
schrift aufzunehmen; für nicht hierunter fallende Anträge gilt 
§ 21 Abs. 2 der Geschäftsordnung. 

 

zur Stellungnahme. Dabei sind die §§ 34 und 35 der Ge-
schäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung und 
die Ausschüsse der Stadt Linden zu beachten. 
 

(7) Während der Sitzung sind mündliche Anträge im Sinne von 
§ 15 Abs. 2 und Abs. 3 der Geschäftsordnung für die Stadt-
verordnetenversammlung und die Ausschüsse der Stadt 
Linden zulässig, diese sind in der Niederschrift aufzuneh-
men; für nicht hierunter fallende Anträge gilt § 21 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung. 

§ 15  
Antragskonkurrenz 
 
(1) Hauptantrag ist ein Antrag i. S. d. § 12, der als Gegenstand 

auf der Tagesordnung der Sitzung steht.  
 
 
 
(2) Änderungsantrag ist ein Antrag, der den Inhalt des Haupt-

antrages geringfügig ändert. Änderungsanträge sind bis zur 
Abstimmung über den Hauptantrag zulässig. Bereits vorlie-
gende Änderungsanträge gibt die Leitung nach Aufruf des 
Tagesordnungspunktes bekannt. 

 
 
(5) Für die Reihenfolge der Abstimmung gilt § 26 Abs. 4. 
 
 

§ 15  
Antragskonkurrenz 
 
(1) Hauptantrag ist ein Antrag i. S. d. § 12 der Geschäftsord-

nung für die Stadtverordnetenversammlung und die Aus-
schüsse der Stadt Linden, der als Gegenstand auf der Ta-
gesordnung der Sitzung steht.  

 
(2) Änderungsantrag ist ein Antrag, der den Inhalt des Haupt-

antrages geringfügig ändert. Änderungsanträge sind bis zur 
Abstimmung über den Hauptantrag zulässig. Bereits vorlie-
gende Änderungsanträge gibt die oder der Vorsitzende der 
Stadtverordnetenversammlung nach Aufruf des Tagesord-
nungspunktes bekannt. 

 
(5) Für die Reihenfolge der Abstimmung gilt § 26 Abs. 4 der 

Geschäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung 
und die Ausschüsse der Stadt Linden. 

§ 16a 
Fragestunde 
 
(2) Ein Stadtverordneter / eine Stadtverordnete darf zu einer 

Fragestunde nicht mehr als zwei Anfragen einreichen. 
 

§ 16a 
Fragestunde 
 
(2) Eine Stadtverordnete / ein Stadtverordneter darf zu einer 

Fragestunde nicht mehr als zwei Anfragen einreichen. 
 

(8) Aktuelle Fragen können während der Fragestunde auch 
mündlich gestellt werden. 



§ 16b 
Anfragen 
 
(2) Andere Anfragen sind schriftlich bei der oder dem Vorsit-

zenden der Stadtverordnetenversammlung in Rahmen der 
Frist des § 12 Absatz 3 einzureichen. Die oder der Vorsit-
zende der Stadtverordnetenversammlung leitet die Anfrage 
sofort dem Magistrat zur Äußerung zu. 
 
 

§ 16b 
Anfragen 
 
(2) Andere Anfragen sind schriftlich bei der oder dem Vorsit-

zenden der Stadtverordnetenversammlung in Rahmen der 
Frist des § 12 Absatz 3 der Geschäftsordnung für die 
Stadtverordnetenversammlung und die Ausschüsse der 
Stadt Linden einzureichen. Die oder der Vorsitzende der 
Stadtverordnetenversammlung leitet die Anfrage sofort dem 
Magistrat zur Äußerung zu. 

§ 17  
Öffentlichkeit 
 
(3) Beschlüsse, die in nicht-öffentlicher Sitzung gefasst worden 

sind, sollen nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit be-
kanntgegeben werden, soweit dies angängig ist. 

§ 17  
Öffentlichkeit 

 
(3) Beschlüsse, die in nicht-öffentlicher Sitzung gefasst worden 

sind, sollen nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit be-
kanntgegeben werden, soweit dies angezeigt ist. 

§ 28 
Ordnungsmaßnahmen gegenüber Stadtverordneten sowie  
Mitgliedern des Magistrates 
 
(2) Die oder der Vorsitzende entzieht der oder dem Stadtver-

ordneten oder dem Mitglied des Magistrates das Wort, 
wenn sie oder er es eigenmächtig ergriffen hat oder die 
Redezeit überschreiten. Ist das Wort entzogen, so wird es 
ihr bzw. ihm zu demselben Tagesordnungspunkt nicht wie-
der erteilt. Die Maßnahme und ihr Anlass werden nicht er-
örtert.  

§ 28 
Ordnungsmaßnahmen gegenüber Stadtverordneten sowie  
Mitgliedern des Magistrates 

 
(2) Die oder der Vorsitzende entzieht der oder dem Stadtver-

ordneten oder dem Mitglied des Magistrates das Wort, 
wenn sie oder er es eigenmächtig ergriffen hat oder die 
Redezeit überschreitet. Ist das Wort entzogen, so wird es 
ihr bzw. ihm zu demselben Tagesordnungspunkt nicht wie-
der erteilt. Die Maßnahme und ihr Anlass werden nicht er-
örtert.  

§ 29 
Niederschrift 
 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der 

Stadtverordnetenversammlung ist eine Niederschrift zu fer-
tigen. Sie soll sich auf die Angabe der Anwesenden, der 
verhandelten Gegenstände, der gefassten Beschlüsse und 
der vollzogenen Wahlen beschränken. Die Abstimmungs-
ergebnisse sowie Verlauf und Ergebnisse von Wahlen sind 

§ 29 
Niederschrift 
 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der 

Stadtverordnetenversammlung und der Ausschüsse ist eine 
Niederschrift als Ergebnisprotokoll zu fertigen. Sie soll sich 
auf die Angabe der An- und Abwesenden, die Tagesord-
nungspunkte, den finalen Beschlusstext und die Abstim-
mungsergebnisse (getrennt nach Fraktionen) sowie der 



festzuhalten. Jede/r Stadtverordnete kann vor Beginn der 
Stimmabgabe verlangen, dass ihre bzw. seine Abstimmung 
in der Niederschrift festgehalten wird.  

 
 
 
 
 
(3) Die Niederschrift liegt ab dem 7. Tage nach der Sitzung für 

die Dauer einer Woche im Rathaus zur Einsicht für die 
Stadtverordneten und die Mitglieder des Magistrates offen. 
Gleichzeitig sind den Stadtverordneten sowie den Mitglie-
dern des Magistrats Abschriften der Niederschrift zuzulei-
ten. Dies kann auch durch elektronische Datenübertragung 
erfolgen, wenn dies zwischen der oder dem Vorsitzenden 
der Stadtverordnetenversammlung und der / dem Stadtver-
ordneten bzw. den Mitgliedern des Magistrats zuvor verein-
bart wurde. 

 
 
 
 
 
(4) Stadtverordnete sowie Mitglieder des Magistrates können 

Einwendungen gegen die Richtigkeit der Niederschrift in-
nerhalb von fünf Tagen nach der Offenlegung bei der oder 
dem Vorsitzenden schriftlich erheben. Eine Einreichung 
durch Fax, Computerfax oder E-Mail ist ausreichend. Die 
Einwendung ist zu begründen. Über fristgerechte Einwen-
dungen entscheidet die Stadtverordnetenversammlung in 
der nächsten Sitzung.  

 
 
 

vollzogenen Wahlen beschränken. Jede/r Stadtverordnete 
kann vor Beginn der Stimmabgabe verlangen, dass ihre 
bzw. seine Abstimmung in der Niederschrift festgehalten 
wird. Der Niederschrift sind die Anfragen gemäß den §§ 
16a und 16 b der Geschäftsordnung für die Stadtverordne-
tenversammlung und die Ausschüsse der Stadt Linden ein-
schließlich der hierzu ergangenen Antworten beizufügen. 
 

(3) Die Niederschrift der Stadtverordnetenversammlung wird 
spätestens ab dem 10. Tage nach der Sitzung im Ratsin-
formationssystem eingestellt und damit der Stadtverordne-
tenversammlung und dem Magistrat zugänglich gemacht.  
 
Die Niederschriften der Ausschüsse werden spätestens ei-
nen Tag vor der ihnen folgenden Stadtverordnetenver-
sammlung im Ratsinformationssystem eingestellt und damit 
der Stadtverordnetenversammlung und dem Magistrat zu-
gänglich gemacht.  
 
Den nicht am Ratsinformationssystem teilnehmenden wird 
die Niederschrift zeitgleich innerhalb der nach Satz 1 und 2 
genannten Frist schriftlich auf dem Postweg zugeleitet. 

 
(4) Stadtverordnete sowie Mitglieder des Magistrates können 

Einwendungen gegen die Richtigkeit der Niederschrift in-
nerhalb von fünf Tagen nach der Offenlegung bei der oder 
dem Vorsitzenden schriftlich erheben. Eine Einreichung 
durch E-Mail ist ausreichend. Die Einwendung ist zu be-
gründen. Über fristgerechte Einwendungen entscheidet die 
Stadtverordnetenversammlung in der nächsten Sitzung; im 
Übrigen stellt sie die Niederschrift per Beschluss fest. 
 
Bis zur Feststellung der Niederschrift durch die Stadtver-
ordnetenversammlung wird diese mit dem Vermerk der 
Vorläufigkeit, danach in der Fassung der Feststellung auf 
der Homepage der Stadt Linden veröffentlicht. 



§ 30 
Aufgaben der Ausschüsse 
 
(1) Sind Anträge an die Ausschüsse verwiesen, so bereiten 

diese für ihr Aufgabengebiet die Beschlüsse der Stadtver-
ordnetenversammlung vor. Sie entwerfen hierzu einen ent-
scheidungsreifen Beschlussvorschlag, der als Antrag im 
Sinne des § 12 der Geschäftsordnung anzusehen ist. Die 
Ausschussvorsitzenden oder dazu besonders bestimmte 
Mitglieder berichten der Stadtverordnetenversammlung 
mündlich in gedrängter Form über den Inhalt und das Er-
gebnis der Ausschussberatungen und die tragenden Grün-
de für den Beschlussvorschlag.  

§ 30 
Aufgaben der Ausschüsse 
 
(1) Sind Anträge an die Ausschüsse verwiesen, so bereiten 

diese für ihr Aufgabengebiet die Beschlüsse der Stadtver-
ordnetenversammlung vor. Sie entwerfen hierzu einen ent-
scheidungsreifen Beschlussvorschlag, der als Antrag im 
Sinne des § 12 der Geschäftsordnung anzusehen ist. Die 
Ausschussvorsitzenden oder dazu besonders bestimmte 
Mitglieder berichten der Stadtverordnetenversammlung 
mündlich in Kurzfassung über den Inhalt und das Ergebnis 
der Ausschussberatungen und die tragenden Gründe für 
den Beschlussvorschlag.  

§ 39 
Zuwiderhandlungen gegen die Geschäftsordnung 
 
Die Stadtverordnetenversammlung kann für Zuwiderhandlungen 
gegen Bestimmungen der Geschäftsordnung Geldbußen bis 
zum Betrage von 50,00 Euro beschließen.  
 
Bei mehrmals wiederholten Zuwiderhandlungen kann die Stadt-
verordnetenversammlung anstelle von Geldbußen auch den 
Ausschluss auf Zeit, längstens für drei Monate, beschließen.  
Die oder der Vorsitzende hat die  Zuwiderhandelnde oder den 
Zuwiderhandelnden schriftlich zur Zahlung der Geldbuße aufzu-
fordern und darauf zu achten, dass der Sitzungsausschluss ein-
gehalten wird. 

§ 39 
Zuwiderhandlungen gegen die Geschäftsordnung 
 
Die Stadtverordnetenversammlung kann für Zuwiderhandlungen 
gegen Bestimmungen der Geschäftsordnung Geldbußen bis zu 
einem Betrag von 50,00 Euro beschließen.  
 
Bei mehrmals wiederholten Zuwiderhandlungen kann die Stadt-
verordnetenversammlung anstelle von Geldbußen auch den 
Ausschluss auf Zeit, längstens für drei Monate, beschließen.  
Die oder der Vorsitzende hat die  Zuwiderhandelnde oder den 
Zuwiderhandelnden schriftlich zur Zahlung der Geldbuße aufzu-
fordern und darauf zu achten, dass der Sitzungsausschluss ein-
gehalten wird. 

§ 40 
In-Kraft-Treten 
Die Geschäftsordnung tritt mit dem Tage der öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. Die Geschäftsordnung löst damit die Ge-
schäftsordnung vom 12. Juli 2013 ab. 
 
 
 
Linden, den 16. Dezember 2016 

§ 40 
In-Kraft-Treten 
Die Geschäftsordnung tritt mit dem Tage der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige 
Geschäftsordnung vom 23. Dezember 2016 außer Kraft. 
 
 
 
Linden, den 09. November 2018 



 
gez. 

Ralf Burckart 
Stadtverordnetenvorsteher 

 
gez. 

Ralf Burckart 
Stadtverordnetenvorsteher 

 


